
Liebe Genossinnen und Genossen, liebe Freunde, 
 
am Sonntag, dem 08. März dürfen alle Menschen im Landkreis Hameln-
Pyrmont wieder vom Wahlrecht Gebrauch machen und einen neuen Land-
rat wählen. Ich habe eine klare Empfehlung für Euch: Dirk Adomat. Auf Seite 
2 dieses Newsletters ist mein Wahlaufruf für den kommenden Sonntag 
nachzulesen. Bitte sprecht auch Nachbarn und Freunde nochmal auf die 
Wahl an.  
Erschüttert hat uns der rassistisch motivierte Terroranschlag von Hanau. Wir trauern um die Opfer und 
sind entschlossen die Demokratie auch ihretwegen zu verteidigen. Die schrecklichen Morde haben uns 
auf bitterste Weise vor Augen geführt, dass der Kampf gegen Rechtsextremismus und Rassismus deut-
lich ausgeweitet werden muss. Die Anschläge in Hanau und Halle sowie der Mord am Kasseler Regie-
rungspräsidenten Walter Lübcke sind Teile einer besorgniserregenden Entwicklung. Der Rechtsstaat 
muss mit all ihm zur Verfügung stehenden Mitteln rigoros gegen seine Feinde vorgehen. Im meiner Re-
de am Donnerstag im Bundestag bin ich auch auf dieses Thema eingegangen.   
 
Ebenfalls haben wir uns mit der Situation in Syrien und in Griechenland beschäftigt. Die Zustände in 
den Aufnahmeeinrichtungen auf den griechischen Inseln sind unbestritten katastrophal und untragbar. 
Wir brauchen so schnell wie möglich eine Lösung für die Menschen in Griechenland. Wir müssen dabei 
darauf achten, dass wir einen Schritt in Richtung einer 
europäischen Lösung gehen. Wir arbeiten derzeit mit 
voller Kraft an einer Lösung, an der sich nicht alleine 
Deutschland, sondern wenigstens ein paar andere eu-
ropäische Staaten beteiligen, von denen zum Teil auch 
schon Zusagen für eine Aufnahme vorliegen. Ein deut-
scher Alleingang kann das Problem nicht lösen. Höchs-
te Priorität in Syrien muss nun sein, eine weitere Eska-
lation der Gewalt zu verhindern. Insofern ist es gut, 
dass Deutschland und Frankreich aktuell Gespräche 
mit Russland und der Türkei führen. Wir brauchen ei-
ne sofortige Waffenruhe, damit auch humanitäre Hilfe 
in der Region möglich ist. Besonders Russland trägt 
eine Verantwortung, die Rückkehr zum UN-geführten 
Friedensprozess für Syrien zu ermöglichen. Dies hat 
auch Heiko Maas beim UN-Sicherheitsrat in New York 
deutlich gemacht. 
 
Euer 
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Am Sonntag haben wir wieder 

die Möglichkeit, unser Wahl-

recht zu nutzen. Für den Land-

kreis Hameln-Pyrmont sind 

wir dann aufgerufen, einen 

neuen Landrat zu wählen. Wir 

können alle dankbar sein, in 

einer Demokratie zu leben. 

Viele Menschen in anderen 

Ländern beneiden uns um die-

ses Privileg. Jede Wählerin 

und jeder Wähler gibt mit der 

Beteiligung an der Wahl auch 

ein Bekenntnis für die Demo-

kratie ab. 

Bei der Landratswahl können 

wir alle darüber entscheiden, 

wer unser neuer Landrat wird 

und in welche Richtung sich 

unser Landkreis entwickelt. 

Dirk Adomat bewirbt sich um 

dieses Amt. Ich habe ihn euch 

auch hier schon vorgestellt. 

Zur Zeit ist er viel im Landkreis 

unterwegs. Vielleicht habt ihr 

ihn kennengelernt, oder 

macht sogar ganz aktiv im 

Wahlkampf mit. Derzeit ver-

tritt Dirk Rinteln, Hess. Olden-

dorf und Hameln im Nieder-

sächsischen Landatag. Als eu-

er Bundestagsabgeordneter 

arbeite ich gerne und gut mit 

ihm zusammen. Es ist für mei-

ne Arbeit immens wichtig, ei-

nen guten Kontakt zu Landrä-

ten und Bürgermeistern zu ha-

ben, damit wir gemeinsam 

und gut vernetzt viel für den 

Landkreis erreichen können. 

Als Landtagsabgeordneter und 

Kommunalpolitiker bringt Dirk 

die für dieses Amt notwendige 

Erfahrung aus der Politik mit. 

Durch seine langjährige be-

rufliche Tätigkeit beim Land-

kreis Hameln-Pyrmont ist er 

mit der Kreisverwaltung zu-

dem bestens vertraut. Ich ken-

ne ihn und vertraue ihm schon 

seit vielen Jahren. Er ist unse-

re beste Wahl als Landrat. Er 

ist ein Landrat für alle. 

Daher bitte ich Euch : 

Geht am Sonntag wählen, 

nehmt Eure Freunde, Bekann-

ten und Nachbarn mit und 

gebt Eure Stimme Dirk Ado-

mat. 

Falls ihr in den sozialen Netz-

werken unterwegs seid, bitte 

ich Euch auch: Werdet Fan 

von Dirks Seite und teilt fleißig 

seine Beiträge, damit seine 

Ziele als Landrat auch von Eu-

ren Freunden in den sozialen 

Medien wahrgenommen wer-

den. 



 
 

In der letzten Wahlkreiswoche 
habe ich mich mit dem Vorstand 
von Africa United e.V. getroffen. 
In einem sehr offenen Gespräch 
ging es unter anderem um den 
tief verwurzelten Rassismus in 
der Gesellschaft, dem viele 
Menschen ausgesetzt sind. Die 
Vorstandsmitglieder berichteten 
von ihren eigenen Erfahrungen. 
Religionsfreiheit, Hass und 
Diversität wurden angespro-
chen. Afrika ist ein großer Konti-
nent mit vielen sehr unter-
schiedlichen Ländern. Jedes 
Land und seine Bewohner sind 
einzigartig. Wir waren uns einig: 
Das Bewusstsein für die Diversi-
tät Afrikas muss gestärkt wer-

den! Auch die Bewohner 
Deutschlands möchten nicht, 
dass man sie nur als Lederho-
sentragende Menschen sieht, 
denn auch Deutschland ist viel-

fältig. Ich bedanke mich bei Afri-
ca United für das offene Ge-
spräch. Wir stehen weiterhin 
gemeinsam gegen den alltägli-
chen Rassismus. 

Für seine 65-jährige Mitglied-
schaft in der SPD durfte ich un-
seren Genossen Ewald Neitsch 
bei der Jahreshauptversamm-
lung der SPD Bodenwerder-
Kemnade-Rühle auszeichnen. 
Wenn man sich mal überlegt, 
dass Ewald 1955 in die SPD ein-
getreten ist, dann ist das schon 
etwas ganz Besonderes. Damals 
bekam die noch sehr junge Bun-
desrepublik gerade ihre Souve-
ränität von den Alliierten-
Besatzungsmächten zurück. 
Deutschland trat im Rahmen der 
Westbindung in diesem Jahr der 
NATO bei, während fast zeit-
gleich im Osten der Warschauer 
Pakt gegründet wurde. An einen 
sozialdemokratischen Bundes-
kanzler war damals noch nicht 
zu denken. Dennoch trat Ewald 

der SPD bei und ist ihr bis heute 
in allen Höhen und Tiefen treu 
geblieben. Bei den Wahlen wur-
de Monika Meyer im Amt bestä-
tigt. Mit der neuen Seniorenbe-
auftragten Eva Schatta und 
Neumitglied Maik Strecker gibt 
es zwei Neue im Vorstand der 

SPD in Bodenwerder. Beim an-
schließenden Essen gab es die 
traditionellen Kohlrouladen mit 
leckeren Backkartoffeln. Dabei 
konnte ich aus Berlin berichten 
und meine Glückwünsche an 
den neuen Vorstand ausspre-
chen! 



 
 

Ich freue mich, meine Kollegin 

Kerstin Tack aus Hannover im 

Rahmen einer „Fraktion vor 

Ort“ der SPD-

Bundestagsfraktion zu einer 

Veranstaltung mit dem Titel 

„Die Grundrente aus Respekt 

vor Lebensleistung“ am 16. 

März in Grünenplan begrüßen 

zu können. Anmelden könnt ihr 

Euch bis zum 15.März telefo-

nisch in meinen Wahlkreisbü-

ros in Hameln (05151 / 107 33 

99) und Holzminden (05531 / 

5030) oder per Mail unter johan-

nes.schraps.wk@bundestag.de. 

 

Alle Genossinnen und Genossen 

im Unterbezirk Holzminden er-

halten die Einladung auch per 

Post, selbstverständlich sind 

aber auch Interessierte aus den 

Nachbarlandkreisen herzlich ein-

geladen. Ich freue mich auf eine 

spannende Veranstaltung mit 

Euch! 

Bürgerschaftliches Engagement 

ist die tragende Säule unserer 

Gesellschaft. Hier bei 

uns im Weserbergland 

und darüber hinaus. 

Unser Zusammenleben 

funktioniert nur, wenn 

sich viele ehrenamtlich 

einsetzen. Welche     

Voraussetzungen brau-

chen Ehrenamtler, was 

liegt ihnen am Herzen? 

Zu diesen Fragen gab es in der 

letzten Woche eine gut            

besuchte Veranstaltung im     

Hamelner Breckehof, zu der ich 

gemeinsam mit meinen        

Landtagskollegen Dirk Adomat 

und Uli Watermann eingeladen 

hatte. Als prominenter Gast und 

Zuhörer war unser Ministerprä-

sident Stephan Weil dabei. Eine 

sehr informative Veranstaltung, 

aus der ich viele Anregungen für 

meine Arbeit in Berlin             

mitnehmen konnte. 



 
 

Mein Kollege Dirk Adomat und Nathanael Siever, der aktuell ein Praktikum in meinem Büro absol-
viert, waren mit dabei. 

Die SPD im Land-
kreis Hameln-
Pyrmont blickt 
mit großer Sorge 
auf die Entwick-
lungen in unse-
rem Land. In den 
vergangenen Wo-
chen und Mona-
ten nehmen 
Übergriffe aller 
Art auf Men-
schen, die sich 
ehrenamtlich en-
gagieren, stark zu. 
Nahezu jeden Tag lesen oder hören 
wir von Gewalt gegenüber Einsatz- 
und Rettungskräften sowie sozial-, 
sportlich wie politisch engagierten 
Menschen. Viele haben Übergriffe 
schon persönlich erleben müssen. Wir 
verurteilen diese Übergriffe aufs 
Schärfste! Neben verbaler Gewalt 
kommt es immer häufiger auch zu Be-
drohungen mit Sachbeschädigungen 
und sogar körperlicher Gewalt. Gewalt 
wird damit zum Alltag. Uns bedrücken 
diese Entwicklungen und wir werden 
eine zunehmende Verrohung in der 
Gesellschaft nicht akzeptieren! Unsere 
Ehrenamtlichen sind das Fundament 
unserer Gesellschaft! Ein Angriff auf 
sie ist ein Angriff auf uns und auf unse-
ren Staat. Ein starker Staat braucht 
Zusammenhalt! Dafür 
tragen wir alle Verantwortung.  
Unser Land ist für immer verbunden 
mit seiner menschenverachtenden 
Geschichte. Auch sie muss uns mah-
nen. Die Bundesrepublik Deutschland 
ist heute ein friedliches, freies und to-
lerantes Land. Im Interesse unserer 
Kinder und Enkelkinder ist es unser 
aller Aufgabe dafür zu sorgen, dass das 
in Zukunft auch so bleibt. Auch in Ha-
meln-Pyrmont haben wir traurige Er-
fahrungen mit Gewalt gegenüber Poli-
tikern machen müssen. Diese Erlebnis-
se haben sich gerade auch in unserer 
Partei tief in das Gedächtnis gebrannt. 
Sie sind uns zugleich eine Mahnung- 
eine Mahnung, Gewalt, Hass und Het-

ze entschieden entgegen zu treten! 
Die SPD ist seit mehr als 156 Jahren 
eine Partei mit Anstand und Haltung. 
Unser Ziel ist ein soziales, solidari-
sches, nachhaltiges, faires und friedli-
ches Miteinander – dafür machen wir 
Politik. Politik lebt von unterschiedli-
chen Angeboten mit denen Parteien 
um die richtigen Lösungen für unser 
Land ringen. Wir brauchen die Vielfalt 
von Parteien, um gemeinsam im Dis-
kurs den besten Weg zu finden. Sachli-
che Auseinandersetzung ist wichtig 
und richtig, aber wir dürfen sie nicht 
mit persönlichen Angriffen verwech-
seln. Oftmals wird ein gefundener 
Kompromiss in der Politik als Schwä-
che bezeichnet. Dabei ist er vielmehr 
Ausdruck von Stärke und einer ver-
nünftigen und sachlichen Auseinander-
setzung.  
Gerade in Hameln-Pyrmont profitieren 
alle von einem guten und fairen Um-
gang miteinander. Wir bedauern zu-
tiefst, dass sich die Parteien in unse-
rem Land insbesondere durch Extre-
mismus zunehmend aufreiben lassen 
und damit unser politisches System im 
Ganzen ins Wanken gerät. Etablierte 
Parteien scheinen zu erodieren, be-
schäftigen sich vor allem mit sich 
selbst und greifen sich immer öfter 
auch gegenseitig an. Dabei sind wir 
keine Feinde; unsere Gegner stehen 
am Rand. Unsere Demokratie braucht 
Zusammenhalt. Unsere Gesellschaft 
muss geschlossen zusammenstehen. 

Wir müssen gemeinsam 
gegen Gewalt, Bedrohun-
gen, Hass und Extremis-
mus jeglicher Art eintre-
ten! Die jüngsten Ereig-
nisse in Thüringen haben 
auch uns fassungslos ge-
macht. Dass es so weit 
kommen konnte, lag bis-
lang außerhalb unserer 
Vorstellungskraft. Auch 
wir haben Fragen an die 
beteiligten Parteien. Wir 
verwehren uns aber in 
aller Deutlichkeit gegen 

alles, was sich außerhalb von sachli-
cher Kritik abspielt!  
Wir plädieren für einen menschlichen 
Umgang miteinander. Das gilt sowohl 
in der Politik als auch in der Gesell-
schaft insgesamt. Dafür tragen wir alle 
Verantwortung. Wir rufen deshalb alle 
dazu auf, sich entschieden gegen Ge-
walt, Hass und Hetze einzusetzen und 
allen Betroffenen zur Seite zu stehen. 
Ein friedliches, freies, buntes und tole-
rantes Land braucht eine starke und 
stabile Gemeinschaft – heute mehr 
denn je. Wir streiten hart in der Sache, 
aber verurteilen persönliche Verun-
glimpfungen und Bedrohungen gegen 
wen auch immer. Jede Form von Ge-
walt darf in unserer Gesellschaft kei-
nen Platz haben und gehört zweifellos 
mit der ganzen Härte des Gesetzes 
bestraft! 

 

Die Erklärung wurde unterzeichnet 
von: 

Barbara Fahncke  
Vorsitzende SPD Hameln-Pyrmont 
Gabriele Lösekrug-Möller  
Ehrenvorsitzende SPD Hameln-
Pyrmont 
Constantin Grosch  
Vors. SPD-Kreistagsfraktion Hameln-
Pyrmont 
Dirk Adomat,MdL 
Ulrich Watermann, MdL 
Johannes Schraps, MdB  

https://www.facebook.com/Dirkwaehlen/?__xts__%5B0%5D=68.ARBJT_lPF7K_dB_YoDBFgBy8qY4x-OBxtaLCuIhLgQUoKeuWzxyRnr7TXhWRFCoZYwpKODiEBpJ_62e-WACI5hjvgZ7QR7QkmKqAxcIwFTY3F2JM-TY-M46rhh-TlxyCY9m8xUkFVcmfwayNsDH2q1rZotzc6t5kbTriAJX83b9UyEeBSRFVmAwZzLB0OyHYWjealQEoHCj


 
 

Mein Kollege Dirk Adomat und Nathanael Siever, der aktuell ein Praktikum in meinem Büro absol-
viert, waren mit dabei. 

Wir Abgeordnete aus Hameln-
Pyrmont stehen in regelmäßi-
gem Kontakt mit den Blaulicht-

kräften des 
Landkreises. 
Zu einer Kon-
ferenz habe 
ich gemein-
sam mit mei-
nen Landtags-
kollegen Dirk 
Adomat und 
Uli Water-
mann den 
niedersächsi-
schen Innen-

minister Boris Pistorius eingela-
den. In den Räumen der DLRG 
waren zahlreiche Mitglieder von 

Feuerwehr, THW, DLRG, Polizei, 
DRK, Rettungshundestaffel und 
Deutsche Polizeigewerkschaft 
erschienen. Vor dem Hinter-
grund der am gleichen Tag statt-
gefundenen Anschläge in Hanau 
waren ein zentrales Thema auch 
die Übergriffe auf Rettungskräfte 
und die neuen Herausforderun-
gen durch Gefahrenlagen. Es ist 
für mich immer sehr wichtig, mit 
den Blaulichtkräften in engem 
Kontakt zu stehen. Deshalb blei-
ben wir auch weiterhin in gutem 
Kontakt. 

Am Donnerstag habe ich eine 
Rede zum Arbeitsprogramm der 
EU-Kommission 2020 im Plenum 
gehalten. Seit 1988 veröffent-
licht die EU Kommission jedes 
Jahr ein Arbeitsprogramm. Da-
rin sind all die Initiativen enthal-
ten, die für dieses Jahr geplant 
sind. Das aktuelle Programm ist 
anspruchsvoll und beschäftigt 

sich mit den wichtigen Heraus-
forderungen, die vor uns ste-
hen. Unter anderem mit dem 
Klima- und digitalen Wandel, 
den sozialen und wirtschaftli-
chen Herausforderungen. Es ist 
ein Zeichen dafür, dass die Eu-
ropäische Union funktioniert, 
trotz Brexit und unabhängig da-
von, wie unterschiedlich die ein-

zelnen EU-Kommissare gestrickt 
sein mögen. Aus unserer Sicht 
können wir von Deutschland 
aus sehr viel Gutes zur Ausge-
staltung dieser Themen beitra-
gen. Meine Rede könnt ihr euch 
unter folgendem Link angucken: 
 
https://www.youtube.com/
watch?v=PXcsKeNlZjI 

https://www.youtube.com/watch?v=PXcsKeNlZjI
https://www.youtube.com/watch?v=PXcsKeNlZjI


 
 

Stärkung der nachhaltigen Roh-
stoffpolitik 
Unser Ziel ist eine verantwor-
tungsvolle und nachhaltige Roh-
stoffpolitik. Dabei kommt den 
Unternehmen, die etwa Minera-
lien für ihre Produkte be-
schaffen, eine zentrale Rolle zu. 
Besondere Sorgfalt ist bei Liefer-
ketten für Rohstoffe angezeigt, 
die aus Konflikt- und Risikogebie-
ten stammen. Dafür werden mit 
dem Gesetzesentwurf, der diese 
Woche im Deutschen Bundestag 
beschlossen werden soll, für ei-
nige Mineralien, wie etwa Gold, 
wichtige Vorgaben der EU im na-
tionalen Recht operabel ge-
macht. Dazu wird mit der Bun-
desanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe die zu-
ständige Behörde festgelegt, die 
regelmäßig Überprüfungen der 
Importeure durchführt und auch 
über Sanktionsmittel verfügt. Die 
Sorgfaltspflicht selbst ist für Im-
porteure bestimmter Mineralien 
aus Konfliktgebieten bereits in 
der entsprechenden EU-
Verordnung festgelegt worden, 
was maßgeblich auf den Druck 
von Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten im Europapar-
lament zurückgeht.  
 
Kohleausstiegsgesetz 
Klimaschutz und die Bekämp-
fung der weltweiten Ungleich-
heit sind die wichtigsten globa-
len Aufgaben unserer Zeit. Wir 
haben uns im Koalitionsvertrag 
dazu verpflichtet, die Klima-
schutzziele von Paris einzuhal-

ten. Das ist unser Beitrag, um die 
Erderwärmung bis 2050 auf 2 
Grad Celsius, möglichst aber auf 
1,5 Grad Celsius zu begrenzen. 
Darum hat die Bundesregierung 
neben dem Klimaschutzpro-
gramm 2030 und dem Bundes-
Klimaschutzgesetz sowie dem 
Strukturstärkungsgesetz nun 
auch das Kohleausstiegsgesetz 
auf den Weg gebracht. Das Zu-
sammenwirken aller Maßnah-
men ist von hoher Bedeutung, 
um die Klimaschutzziele zu errei-
chen und wirtschaftlich erfolg-
reich zu bleiben. 
Um die Weichen für die Zukunft 
zu stellen, berät der Deutsche 
Bundestag diese Woche in erster 
Lesung das Kohleausstiegsge-
setz. Dieses regelt den sozial ver-
träglichen, klimagerechten und 
zukunftsfähigen Ausstieg aus der 
Kohleverstromung. Aus Verant-
wortung für künftige Generatio-
nen schalten wir spätestens 
2038 das letzte Kohlekraftwerk 
ab.  
 
Mehr Sicherheit bei Medizin-
produkten 
Wir wollen, dass Medizinproduk-
te für alle Patientinnen und Pati-
enten sicher sind. Mit dem Me-
dizinprodukte-EU-
Anpassungsgesetz, das wir diese 
Woche im Bundestag beschlie-
ßen, passen wir das nationale 
Medizinprodukterecht an die 
neuen EU-Vorgaben an. Wir 
schaffen damit die Vorausset-
zungen dafür, dass die erhöhten 
Anforderungen der EU-

Verordnungen an die Identifizie-
rung, Zertifizierung und die Re-
gistrierung von Medizinproduk-
ten sowie an die Marktüberwa-
chung in Deutschland umgesetzt 
werden können. Zukünftig kann 
das Bundesinstitut für Arznei-
mittel und Medizinprodukte bei 
Gefahr im Verzug oder wenn der 
Hersteller seinen Sitz im Ausland 
hat, selbst die notwendigen 
Maßnahmen zum Schutz und zur 
Sicherheit von Patientinnen und 
Patienten anordnen. Damit wer-
den die Befugnisse der Länder-
behörden sinnvoll ergänzt. 
 
Ganztagsfinanzierungsgesetz 
Ab dem vollendeten ersten Le-
bensjahr bis zum Schuleintritt 
besteht für Kinder ein Rechtsan-
spruch auf Förderung in einer 
Tageseinrichtung oder in der 
Kindertages-pflege. Ein ver-
gleichbarer bundesweiter An-
spruch für Kinder im Grundschul-
alter existiert aber bislang noch 
nicht. Berufstätige Eltern von 
Grundschulkindern stehen des-
halb nicht selten vor einem 
Problem: Wer kümmert sich 
nach Schulschluss um ihr Kind? 
Das soll sich ändern: Ab 2025 
sollen alle Kinder im Grundschul-
alter bis in den Nachmittag be-
treut werden. Damit der Rechts-
anspruch auf einen Ganztags-
platz für Kinder ab Schuleintritt 
bis zum Beginn der fünften 
Schulklasse ab 2025 erfüllt wer-
den kann, braucht es vor Ort ein 
bedarfsgerechtes Angebot. 



 
 

Die Fachkonferenz der SPD-

Bundestagsfraktion zum Thema 

„Pflege solidarisch gestalten“ 

fand am 2. März 2020  in 

Berlin statt. Viele Teilnehmer 

aus dem gesamten Bundes-

gebiet, darunter auch Ulrike 

Bäßler, die Leiterin des Bil-

dungszentrums für Pflegebe-

rufe Weserbergland GmbH, 

haben gemeinsam darüber 

diskutiert, wie die Pflege in 

Zukunft gerecht und solida-

risch gestaltet werden muss. Ul-

rike Bäßler konnte mit Franziska 

Giffey in einen direkten Aus-

tausch gehen und von ihren Er-

fahrungen und Wünschen be-

richten. Bei den vielen Vorträ-

gen und Diskussionen wurden 

die Hauptprobleme der Pflege, 

wie die Arbeits- und Gehaltsbe-

dingungen, thematisiert. Wir 

werden uns auch weiterhin für 

eine flächendeckende tarifliche 

Bezahlung auf möglichst hohem 

Niveau einsetzen. Die sollte für 

alle Berufe im Bereich Pflege 

gelten. 

Am 3. März 2020 fand der Emp-

fang zum Internationalen Frau-

entag der SPD-

Bundestagsfraktion statt. Unter 

dem Titel „Frauen in Ost und 

West – ist die Mauer gefallen?“ 

wurde über Gemeinsamkeiten 

und Unterschiede diskutiert. 

Weitere Themen waren Gleich-

stellung von Frauen und Män-

nern, Gleichberechtigung im Os-

ten und Westen, die Frage nach 

einem ostdeutschen Gleichstel-

lungsvorsprung“ sowie wirt-

schaftliche Unabhängigkeit. Ich 

freue mich über die zahlreiche 

Teilnahme und bedanke mich 

bei allen Teilnehmenden, u.a. 

unserer stellv. Vorsitzenden der 

SPD im Bezirk Hannover Amina 

Yousaf, für die spannende Dis-

kussion. 

Die 2. Islamkonferenz der SPD 

Bundestagsfraktion im Paul-Löbe

-Haus  fand am 4. März 2020 un-

ter dem Motto „Muslime in 

Deutschland – Mittendrin statt 

nur dabei!“ statt. Es fand ein ak-

tiver Austausch zwischen den 

vielen Teilnehmerinnen und Teil-

nehmern zum Alltag der musli-

mischen Gemeinschaft und den 

dort auftauchenden Problemen 

statt. Ich habe mich besonders 

über die Teilnahme von Esin Öz-

lap, der Integrationsbeauftrag-

ten der Stadt Stadtoldendorf, 

und Ilyas Özlap gefreut. Wir set-

zen uns weiterhin für eine welt-

offene, tolerante und vielfältige 

Gesellschaft ein und treten dem 

Rechtsextremismus und Frem-

denhass entschieden entgegen. 

Dafür stehe ich mit zahlreichen 

Integrationsbeauftragten im We-

serbergland in engen Kontakt. 
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